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Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 8 AS 61/05
Datum 27.01.2006

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Der Bescheid vom 30.06.2005 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
29.08.2005 sowie der Bescheid vom 23.11.2005 werden abgeÃ¤ndert. Die Beklagte
wird verurteilt, Arbeitslosengeld II nicht als Darlehen sondern als Zuschuss zu
zahlen. Die Beklagte hat die Kosten des KlÃ¤gers zu erstatten.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger wendet sich gegen die Bewilligung von Arbeitslosengeld II lediglich als
Darlehen.

Der am 00.00.1943 geborene KlÃ¤ger bezog bis zum 26.10.2004 Arbeitslosengeld
und anschlieÃ�end bis zum 31.12.2004 Arbeitslosenhilfe. Er lebt in
Bedarfsgemeinschaft mit seiner Ehefrau Q (geb. 00.00.1942) in einem Eigenheim in
00000 O, N Str. 00. Die Eheleute verfÃ¼gen Ã¼ber ein Girokonto mit etwa 5.200,00
EUR. Der KlÃ¤ger und seine Ehefrau sind EigentÃ¼mer eines HausgrundstÃ¼cks
mit einer GrundstÃ¼cksgrÃ¶Ã�e von 456 qmÂ² und einer selbst bewohnten
WohnflÃ¤che von 138 qmÂ². Nach Angaben des KlÃ¤gers betrÃ¤gt der
Verkehrswert 220.000,00 EUR, das GrundstÃ¼ck ist mit 70.000,00 EUR belastet. Mit
Bescheid vom 06.12.2004 bewilligte die Agentur fÃ¼r Arbeit DÃ¼ren fÃ¼r die Zeit
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vom 01.01.2005 bis zum 31.05.2005 Grundsicherungsleistungen in HÃ¶he von
1.367,76 EUR.

Mit Bescheid vom 30.06.2005 bewilligte der Beklagte fÃ¼r die Zeit vom 01.06.2005
bis zum 30.11.2005 Arbeitslosengeld II in HÃ¶he von 1.386,56 EUR monatlich als
Darlehen. Der Beklagte stÃ¼tzte die darlehensweise Bewilligung auf Â§ 9 Abs. 4
SGB II. Das HausgrundstÃ¼ck sei als VermÃ¶gen zu berÃ¼cksichtigen. GemÃ¤Ã� 
Â§ 12 Abs. 3 Nr. 4 SGB II sei lediglich ein selbstgenutztes HausgrundstÃ¼ck von
angemessener GrÃ¶Ã�e nicht als VermÃ¶gen zu berÃ¼cksichtigen. Bei einem
Haushalt mit bis zu vier Personen sei eine WohnflÃ¤che von maximal 130 qmÂ²
angemessen. Da die sofortige Verwertung des VermÃ¶gens nicht mÃ¶glich sei,
werde die Hilfe als Darlehen gewÃ¤hrt.

Im Widerspruchsverfahren meinte der KlÃ¤ger, insbesondere aus GrÃ¼nden der
wirtschaftlichen Sicherung im Alter sei die Verwertung des HausgrundstÃ¼cks
dauerhaft unzumutbar.

Mit Bescheid vom 29.08.2005 wies der Beklagte den Widerspruch zurÃ¼ck. Er
wiederholte und vertiefte die BegrÃ¼ndung des angefochtenen Bescheides. Der
Wert des HausgrundstÃ¼ckes sei mit 150.000,00 EUR anzusetzen, hiervon seien
lediglich die mit der VerÃ¤uÃ�erung verbundenen Kosten abzuziehen. Das Darlehen
werde nicht auf unbestimmte Zeit gewÃ¤hrt sondern es obliege dem KlÃ¤ger, in
einem angemessenen Zeitraum sein VermÃ¶gen zu verwerten, um aus eigenen
liquiden Mitteln seinen Bedarf sichern zu kÃ¶nnen. Es dÃ¼rfe dem KlÃ¤ger
mÃ¶glich sein, binnen eines Jahres sein VermÃ¶gen zu verwerten. Der Beklagte
erklÃ¤rte sich bereit, BeitrÃ¤ge zu einer freiwilligen Kranken- und
Pflegeversicherung ebenfalls als Darlehen zu Ã¼bernehmen.

Gegen diese Entscheidung richtet sich die am 26.09.2005 erhobene Klage. Der
KlÃ¤ger meint, das HausgrundstÃ¼ck sei nicht verwertbar. Die angemessene
WohnflÃ¤che von 130 qmÂ² werde nur geringfÃ¼gig Ã¼berschritten, das
GrundstÃ¼ck sei insgesamt nicht unangemessen groÃ�. Die Tatsache, dass die
angemessene WohnflÃ¤che Ã¼berschritten werde beruhe darauf, dass er jahrelang
als Diplom-Ingenieur selbststÃ¤ndig gewesen sei und einen BÃ¼roraum gebraucht
habe. Die vom Beklagten zu tragenden Unterkunftskosten seien nicht
unangemessen hoch. Ein Verkauf des Hauses sei ein unzumutbarer Einschnitt in
seine Lebensplanung. SchlieÃ�lich sei die Verwertung sinnlos, weil er gezwungen
sei, sich nach Verwertung ein neues angemessenes HausgrundstÃ¼ck zu kaufen.

Mit Bescheid vom 23.11.2005 hat der Beklagte Grundsicherungsleistungen fÃ¼r die
Zeit vom 01.12.2005 bis zum 31.05.2006 in HÃ¶he von 1.229,71 EUR â�� wiederum
als Darlehen gesÃ¼tzt auf Â§ 9 Abs. 4 SGB II â�� bewilligt.

Der KlÃ¤ger beantragt,

den Bescheid vom 30.06.2005 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
29.08.2005 und den Bescheid vom 23.11.2005 abzuÃ¤ndern und die Beklagte zu
verurteilen, Grundsicherungsleistungen nicht als Darlehen sondern als Zuschuss zu
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zahlen.

Die Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Sie hÃ¤lt daran fest, dass ein HausgrundstÃ¼ck mit einer WohnflÃ¤che von mehr
als 130 qmÂ² zu verwerten sei.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
gewechselten SchriftsÃ¤tze und die Ã¼brige Gerichtsakte sowie die beigezogene
Verwaltungsakte, deren wesentlicher Inhalt Gegenstand der mÃ¼ndlichen
Verhandlung gewesen ist, verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Klage ist begrÃ¼ndet. Der angefochtene Bescheid ist rechtswidrig,
soweit der Beklagte das Arbeitslosengeld II lediglich als Darlehen bewilligt. Der
KlÃ¤ger hat einen Anspruch auf Bewilligung der Leistung als Zuschuss.

Der KlÃ¤ger hat einen Anspruch auf Arbeitslosengeld II gemÃ¤Ã� Â§ 19 SGB II. Dies
ist zwischen den Beteiligten nicht umstritten.

Eine Rechtsgrundlage dafÃ¼r, die grundsÃ¤tzlich als Zuschuss zustehenden
Leistungen lediglich als Darlehen zu erbringen, besteht nicht.

Als Rechtsgrundlage fÃ¼r eine Erbringung von Leistungen als Darlehen kommt
allein Â§ 9 Abs. 4 SGB II in Betracht. Hiernach ist hilfebedÃ¼rftig auch derjenige,
dem der sofortige Verbrauch oder die sofortige Verwertung von zu
berÃ¼cksichtigendem VermÃ¶gen nicht mÃ¶glich ist oder fÃ¼r den dies eine
besondere HÃ¤rte bedeuten wÃ¼rde. Die Anwendung dieser Vorschrift setzt
voraus, dass zu berÃ¼cksichtigendes VermÃ¶gen vorliegt. Der KlÃ¤ger hat
hingegen kein zu berÃ¼cksichtigendes VermÃ¶gen. GrundsÃ¤tzlich sind gemÃ¤Ã� 
Â§ 12 Abs. 1 SGB II als VermÃ¶gen alle verwertbaren VermÃ¶gensgegenstÃ¤nde zu
berÃ¼cksichtigen. Vom VermÃ¶gen ist gemÃ¤Ã� Â§ 12 Abs. 2 Nr. 1 SGB II ein
Grundfreibetrag in HÃ¶he von 200,00 EUR je vollendetem Lebensjahr des
erwerbsfÃ¤higen HilfebedÃ¼rftigen und seines Partners, mindestens aber jeweils
4.100,00 EUR abzusetzen. Das auf dem Girokonto befindliche VermÃ¶gen
unterfÃ¤llt diesem Freibetrag.

Das HausgrundstÃ¼ck ist als VermÃ¶gen nicht zu berÃ¼cksichtigen. Dies ergibt
sich allerdings nicht aus Â§ 12 Abs. 3 Nr. 4 SGB II. Nach dieser Vorschrift ist als
VermÃ¶gen nicht zu berÃ¼cksichtigen ein selbst genutztes HausgrundstÃ¼ck von
angemessener GrÃ¶Ã�e oder eine entsprechende Eigentumswohnung. Entgegen
der Regelung des Â§ 90 Abs. 2 Nr. 8 SGB XII kommt es fÃ¼r die Verwertbarkeit
eines HausgrundstÃ¼ckes nach dem SGB II lediglich auf die GrÃ¶Ã�e an. Die
weiteren in Â§ 90 Abs. 2 Nr. 8 Satz 2 SGB XII genannten Angemessenheitskriterien
(Zahl der Bewohner, Wohnbedarf, GrundstÃ¼cksgrÃ¶Ã�e, Zuschnitt und
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Ausstattung des WohngebÃ¤udes sowie Wert des GrundstÃ¼cks einschlieÃ�lich des
WohngebÃ¤udes) sind fÃ¼r die Beurteilung der Frage, ob ein HausgrundstÃ¼ck
nach dem SGB II zu berÃ¼cksichtigen ist, irrelevant (ebenso Mecke, in:
Eicher/Spellbrink, SGB II, Â§ 12 Rdnr. 70; BrÃ¼hl, in: LPK-SGB II Â§ 12 Rdnr. 43;
anders ohne nÃ¤here BegrÃ¼ndung: LÃ¶ns, in: LÃ¶ns/Herold-Tews, SGB II, Â§ 12
Rdnr. 3). Der Beklagte ist zu Recht der Meinung, dass bei einem Wohnhaus lediglich
eine WohnflÃ¤che von bis zu 130 qmÂ² angemessen ist (ebenso Mecke in:
Eicher/Spellbrink, SGB II, Â§ 12 Rdnr. 71). Weil die WohnflÃ¤che des Hauses des
KlÃ¤gers diese Grenze Ã¼bersteigt, bleibt das HausgrundstÃ¼ck nicht gemÃ¤Ã� Â§
12 Abs. 3 Nr. 4 SGB II unberÃ¼cksichtigt. Eine Verrechnung der
WohnflÃ¤chengrÃ¶Ã�e mit der GrundstÃ¼cksgrÃ¶Ã�e ist vom Gesetz nicht
vorgesehen.

Jedoch wÃ¼rde die Verwertung des HausgrundstÃ¼cks fÃ¼r den KlÃ¤ger eine
besondere HÃ¤rte bedeuten, weshalb dieses gemÃ¤Ã� Â§ 12 Abs. 3 Nr. 6 SGB II
nicht als VermÃ¶gen zu berÃ¼cksichtigen ist. Die Anwendung des
Auffangtatbestandes des Â§ 12 Abs. 3 Nr. 6 SGB II ist auch fÃ¼r
VermÃ¶gensbestandteile, die grundsÃ¤tzlich unter den Regelungsbereich des Â§ 12
Abs. 3 Nr. 1 â�� 5 SGB II fallen, nicht ausgeschlossen, wenn Ã¼ber die
Tatbestandsmerkmale des Â§ 12 Abs. 3 Nr. 1 â�� 5 SGB II hinausgehende
besondere UmstÃ¤nde vorliegen, die in den genannten Ziffern nicht
berÃ¼cksichtigt sind (BrÃ¼hl, in: LPK-SGB II, Â§ 12 Rdnr. 54 m. w. N. auf die
verwaltungsgerichtliche Rechtsprechung zum BSHG). Die besondere HÃ¤rte des Â§
12 Abs. 3 Nr. 6 SGB III ist dabei ein gerichtlich voll Ã¼berprÃ¼fbarer unbestimmter
Rechtsbegriff, der unter BerÃ¼cksichtigung verfassungsrechtlicher Vorgaben
auszulegen ist. Zu beachten ist hierbei insbesondere das
VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeitsprinzip. Eine belastende MaÃ�nahme â�� hier die
Bewilligung des Arbeitslosengeldes II lediglich als Darlehen â�� ist nur dann
rechtmÃ¤Ã�ig, wenn die MaÃ�nahme erforderlich und geeignet zur Sicherstellung
des mit ihr erstrebten Zweckes und angemessen im engeren Sinne ist, d. h. der
erstrebte Zweck zu dem gewÃ¤hlten Mittel in einem proportionalen VerhÃ¤ltnis
steht. Dies ist vorliegend nicht der Fall. Die Bewilligung des Arbeitslosengeldes II
lediglich als Darlehen ist im vorliegenden Fall nicht geeignet, die SubsidiaritÃ¤t der
GewÃ¤hrung von Grundsicherungsleistungen und deren BeschrÃ¤nkung auf
HilfebedÃ¼rftige zu sichern (hierzu Â§ 3 Abs. 3 SGB II). Der Verkehrswert des
GrundstÃ¼cks betrÃ¤gt nach den von der Beklagten nicht angezweifelten
AusfÃ¼hrungen des KlÃ¤gers 220.000,00 EUR. Hierbei sind Belastungen in HÃ¶he
von 70.000,00 EUR zu berÃ¼cksichtigen. Sollte der KlÃ¤ger also sein
HausgrundstÃ¼ck verkaufen verbliebe â�� ohne BerÃ¼cksichtigung der
VerÃ¤uÃ�erungskosten â�� hÃ¶chstens ein VermÃ¶gen in HÃ¶he von 150.000,00
EUR. Der KlÃ¤ger hÃ¤tte dann keine Wohnung mehr. Hierdurch wÃ¼rde der
KlÃ¤ger nicht in die Lage versetzt, seine HilfebedÃ¼rftigkeit anderweitig im Sinne
des Â§ 3 Abs. 3 SGB II zu beseitigen. Ist ein HausgrundstÃ¼ck zu verwerten muss
der ErlÃ¶s zwar zur Deckung des Bedarfs eingesetzt werden. Dennoch ist es den
Betroffenen nicht verwert, ein angemessenes HausgrundstÃ¼ck zu erwerben und
bei danach eintretender BedÃ¼rftigkeit wieder Sozialhilfe zu erhalten. Zwischen
den Beteiligten war in der mÃ¼ndlichen Verhandlung nicht streitig, dass der Betrag
von 150.000,00 EUR erforderlich ist, um in Stadt und Kreis E ein angemessenes
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HausgrundstÃ¼ck bis zu einer GrÃ¶Ã�e von 130 qmÂ² zu erwerben. Diese Tatsache
wird von der Kammer als allgemeinkundig unterstellt. Die darlehensweise
Bewilligung des Arbeitslosengeldes II mit der Aufforderung an den KlÃ¤ger, sein
HausgrundstÃ¼ck zu erwerben wÃ¼rde also im Ergebnis nicht dazu fÃ¼hren, dass
die Solidargemeinschaft Aufwendungen einspart. Die dem KlÃ¤ger auferlegte
Belastung ist damit nicht geeignet zur Erreichung des von der Beklagten
angestrebten Ziels.

Im Hinblick darauf, dass die angemessene WohnungsgrÃ¶Ã�e nur unwesentlich
Ã¼berschritten wird, der KlÃ¤ger aufgrund seiner selbststÃ¤ndigen TÃ¤tigkeit
wesentliche LÃ¼cken im Versicherungsverlauf hat (von Januar 1973 bis Januar
1979, Juni 1979 bis Dezember 1983 und Januar 1986 bis November 1992) und weil
der KlÃ¤ger ab August 2008 abschlagsfrei Altersrente beziehen kann, dÃ¼rfte die
Verwertung des HausgrundstÃ¼cks zudem unangemessen sein und auch deshalb
eine besondere HÃ¤rte begrÃ¼nden (hierzu nÃ¤her Mecke, in: Eicher/Spellbrink,
SGB II, Â§ 12 Rdrn. 91).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 11.04.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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